
auf die Füße traten, trotz voller Überwa-
chung, niemand in der Lage war, die
Gruppe aufzuhalten.
Immerhin wurde einem von ihnen noch

in Deutschland der Pass entzogen; zwei
wurden in Pakistan gefasst und nach Ham-
burg zurückgeschickt. Ein vierter nannte
sich Abu Askar, schloss sich der Islami-
schen Bewegung Usbekistans an und hielt
auf Videos ein riesiges schwarzes Messer
in der Hand. Zudem wurde ein Deutsch-
syrer namens Rami M. festgenommen. Die
pakistanischen Behörden werfen ihm vor,
er habe eine besondere Ausbildung im
Sprengstoffbau erhalten. Er soll noch im
Spätsommer nach Deutsch land zurück-
kehren.
Die beiden jungen Männer, die zusam-

men in Pakistan gefasst wurden, kamen
bald wieder in die Taiba-Moschee zum
Freitagsgebet. Michael W. stammt aus
 Kasachstan, ist inzwischen 25 Jahre alt,
Alexander J. stammt aus Tschetschenien,
er ist 30. Von beiden wirkte Michael als
der Frommere, er trug einen dichten Bart,
hatte meist ein weißes Gewand überge-
streift und saß während des Gebets nahe
am Podest, von dem Abu Ilyas predigte.
Anschließend stieg er die Treppe in den
zweiten Stock hinauf und aß gemeinsam
mit seinen muslimischen Brüdern eine
Suppe und ein Stück Brot. Er sah ver-

träumt aus und ließ keinen Ärger spüren,
dass er so kurz vor dem Ziel noch aufge-
halten wurde. Auf dem Weg nach Paki -
stan trug er zwei Zettel mit „Verhaltens-
regeln für den Dschihad“ bei sich: „Ruhig
sein während des Kampfes. Nicht schrei-
en. Keine Leichen schänden.“
In der Moschee war vom Dschihad nie

die Rede. Als an den Computern im zwei-
ten Stock, die allen Besuchern zur Ver-
fügung standen, einige Jungs Videos aus
dem Internet zu laden begannen, ließ der
Vereinsvorstand die Rechner vorsichts-
halber wieder abbauen.
Der Vorstand hätte die Vergangenheit

gern verscheucht wie ein lästiges Insekt.
Der miese Ruf vertrieb die großen
 Spender, man wollte nicht mehr die Ter-
ror-Gemeinde sein, die Hass-Moschee.
Am 20. Juli 2008 änderte der Trägerver-
ein den Namen von „Arabischer Kultur -
verein Hamburg e.V. Masjid al-Kods“ in

„Taiba, Arabisch-Deutscher Kulturverein
e.V.“. Die Jungen drängten die Alten zu
mehr Offenheit, damit nicht immer „eine
Kausalität hergestellt wird zwischen uns
und dem Terror“. Auf ihrer Internetseite
reagierten sie jetzt häufiger auf Zeitungs-
artikel und Fernsehbeiträge. Eine Rubrik
hieß „Mythen, Lügen, Halbwahrheiten“.
Der Verein veröffentlichte eine Selbst-

darstellung. „Wir haben einen Erzie-
hungsauftrag“, hieß es darin. Man wün-
sche sich auch „eine Renaissance des
 Islams, wie er wirklich ist“. Es war der
Versuch, die Gemäßigten und die Funda-
mentalisten zu vereinen, aber die Funda-
mentalisten blieben skeptisch. Sie wollten
keine Kompromisse.
In der Umgebung des Steindamms gibt

es etwa 20 Gebetsräume, aber viele Gläu-
bige in der Taiba-Moschee begriffen sich
als diejenigen, die ihre Religion von allen
am besten verstanden hatten. Sie waren
die Ernsthaften. Die Verfechter der allei-
nigen Wahrheit. Allahs Elite.
Die meisten befürworteten den Kampf

gegen die internationalen Truppen in Af-
ghanistan, „den Widerstand“, wie sie es
nannten. Demokratische Wahlen lehnten
sie ab, weil Politiker Gesetze machen, die
dem Willen Gottes zuwiderlaufen könn-
ten. Das einzige Gesetz für einen Muslim
sei die Scharia, das islamische Recht.
Nach dem Gebet diskutierten die Jünge-
ren im Internet darüber, ob man allen
Ungläubigen gegenüber Feindschaft zei-
gen müsse, auch gegenüber seinen Eltern.
Im Sommer 2009 wurde das Geld

knapp, der Verein sammelte Spenden, um
in ein kleineres Gebäude umzuziehen. Es
fand sich aber kein Objekt. Den Vermie-
ter baten sie in einem Brief wegen „des
sich auftürmenden Schuldenberges“ um
Mietminderung und handelten ihn auf
5000 Euro herunter. Der Vertrag war be-
fristet bis zum 31. Dezember 2010.
Im Mai legte die Hamburger Innenbe-

hörde den Durchsuchungsantrag für den
Moscheeverein dem Hamburgischen Ver-
waltungsgericht vor. Sie spickte das Pa-
pier mit Zitaten aus den Predigten von
Abu Ilyas und aus dem Unterricht von
Baschir. Das Gericht lehnte den Antrag
mit der Begründung ab, die Anhaltspunk-
te seien vage. Erst das Oberverwaltungs-
gericht gab dem Antrag statt, nachdem
die Behörden mehr Material geliefert hat-
ten. Nach der Durchsuchung der Vereins-
räume sagte der Hamburger Innensena -
tor, der Spuk habe nun ein Ende.
Die Islamisten aus der Taiba-Moschee

schlendern jetzt ziellos über den Stein-
damm, „wir sind wie Zigeuner“, sagt ei-
ner. Im Keller eines Hauses, in einem von
Neonröhren beleuchteten Gebetsraum,
stehen sechs von ihnen beisammen. Der
Ramadan hat begonnen. Ein Gelehrter
aus Ägypten hielt einen schönen Vortrag.
Die Stimmung ist gelöst. Sie schauen sich
genauer um. Eigentlich ganz nett hier.

Der Brief aus der oberpfälzischen
Provinz ließ nichts Gutes ahnen.
Er sei, erklärte der aufgebrachte

Schreiber den Mitgliedern des bayeri-
schen Landesvorstands der Linken, „unter
keinen Umständen bereit“, deren „anti-
demokratische“ und „teilweise sogar kri-
minelle Handlungen“ durch seine Unter-
schrift zu legitimieren. Er werde nunmehr
gezwungen sein, „die Büchse der Pandora
zu öffnen“.
Drohungen aller Art sind die Linken

seit Bekanntwerden der protzigen Le-
bensweise ihres Bundesvorsitzenden
Klaus Ernst gewohnt, doch dass der eige-
ne Schatzmeister ankündigt, alles Übel
über die eigene Partei kommen zu lassen,
ist wohl neu in der bundesdeutschen Par-
teiengeschichte.
Ulrich Voß, Schatzmeister des Landes-

verbands von Klaus Ernst, verweigert sei-
ne Unterschrift unter dem Rechenschafts-
bericht von 2009. Damit wäre auch der
Rechenschaftsbericht der Bundespartei,
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„mehr als aufgebraucht“, ihr sei
die „Freizeit mittlerweile zu
schade“, sich mit „destruktiven
Anträgen, Wortbeiträgen und
ehrabschneidenden E-Mails“ zu
beschäftigen.
Voß eckte seit seiner Wahl

immer wieder an im Ernst-La-
ger. Den Vorstand bezeichnet
er schon mal als destruktiven
Wasserkopf, der wirft ihm Ar-
beitsverweigerung vor. Bei dem
Parteibüro in Nürnberg, in dem
auch ein Bundestagsabgeord -
neter der Linken residiert, arg-
wöhnte er eine indirekte Par-
teienfinanzierung, was die Par-
teispitze als Unterstellung ohne
Grundlage wertet. Und bei
Ernsts strittigen Reisekostenab-
rechnungen fand es Voß sogar
„politisch naiv“ und „geradezu
dumm“ zu behaupten, es läge
keine Bereicherungsabsicht vor. 
Ein Punkt lag dem Schatz-

meister besonders am Herzen:
die Mitgliederdatei. Immer wie-

der wollten Genossen in Bayern wissen,
wie viele Mitglieder die Partei wirklich
hat. Denn nach der Mitgliederzahl in den
Kreisverbänden richtet sich die Zahl der
Delegierten auf einem Parteitag. Sie wer-
den nach einem speziellen Schlüssel be-
rechnet und dann von den anwesenden
Parteigängern gewählt. Viele Mitglieder,
viele Delegierte. Bei knappen Entschei-
dungen ein wichtiger Punkt.
Doch die Daten werden vor dem ge-

meinen Parteivolk gehütet wie ein Staats-
geheimnis. Ende 2009 gab es auf einem
Parteitag erstmals Zahlen. Danach exis-
tierten 37,9 Prozent Nichtzahler. 1221 von
3225 Mitgliedern. Laut Satzung müssten
diese nach Ablauf von sechs Monaten aus-
geschlossen werden. Im Saarland wurden
gerade auf diese Weise mehr als 900 Mit-
glieder entfernt.
Franc Zega, von Dezember 2008 bis

April 2010 Landessprecher der baye rischen
Linken, erinnert sich an mehrfache Nach-
fragen zum Stand der Datenbereinigung.
„Man verweigerte mir die
Einsicht mit der Begründung,
ich hätte nicht den erforder -
lichen Datenschutzlehrgang
besucht.“ Selbst der Schlüssel
zur Landesgeschäftsstelle sei
ihm verweigert worden.
Ernst habe die Vorgänge im
Landesverband gekannt, sagt
Zega, und nicht beanstan-
det. Der Parteivorsitzende
schweigt, die Landesspitze
sagt, es komme allenfalls
„mal zu Schwankungen bei
den Mitgliederdaten“.

Auch das Ex-Vorstandsmitglied Eva
Bernardi hakte nach. Es sei mehrfach fest-
gestellt worden, dass „die Daten nicht
stimmen“, Datensätze auf wundersame
Weise wieder auf den alten Stand ge-
bracht worden seien und diverse Mitglie-
der keinen Mitgliedsausweis besäßen.
Ende Juli befasste sich der Landes -

finanzrat mit dem Problem. Im Kreisver-
band Nürnberg mit seinen 370 Mitgliedern
seien 100 Nichtzahler angeschrieben wor-
den. Bei einigen kam die Post zurück –
über die angegebenen Adressen waren die
Mitglieder offenbar nicht erreichbar. Auch
gebe es Mitglieder, die anscheinend mit
dem Versprechen geworben worden seien,
keine Beiträge zu zahlen.  Es habe, so wur-
de in der Sitzung verkündet, wohl „Paten-
schaften“ für diese Mitglieder gegeben.
Nur: Wer zahlte deren Beiträge und war -
um? Obwohl es sogar im Protokoll der
Versammlung steht, behauptet die Landes-
sprecherin, die versprochene Beitragsfrei-
heit sei in München „nicht bekannt“. 
Dabei seien selbst einfache Unterstüt-

zer als Mitglieder geführt worden, sagen
Genossen. Noch in der Sitzung gab es
Stimmen, die eine „Verzerrung bei der
Berechnung der Landesparteitagsdele-
gierten“ beklagten und die „Gefahr einer
mangelnden parteiinternen Demokratie“.
Die Brisanz der Vorwürfe liegt in den

knappen Abstimmungen der Linken in
Bayern, wo sich der Gewerkschaftsflügel
um Ernst einen Grabenkrieg mit den an-
tikapitalistischen Vorkämpfern der West-
PDS liefert. Der Sonderparteitag im April
war ein Paradebeispiel dafür. Landeschef
Zega hatte Ernst zuvor die Eignung zum
Bundesvorsitzenden abgesprochen und
stand deshalb erkennbar auf dessen Ab-
schussliste. Zwei enge Ernst-Vertraute,
Eva Mendl und Michael Wendl, sollten
den Verband in Ernsts Sinn befrieden. 
Mendl bekam eine hauchdünne Mehr-

heit mit 52 Prozent der Stimmen, und
Wendl musste sich mit einem Gegenkan-
didaten, dem erklärten Ernst-Kritiker Er-
kan Dinar, herumschlagen. Am Ende hat-
te Wendl ganze 14 Stimmen mehr. 14
Stimmen von 14 Delegierten, die es wo-
möglich gar nicht hätte geben dürfen?
Voß sagt es so: Nach Durchsicht der

fraglichen Kreisverbände sei er zu dem
Ergebnis gekommen, dass
eine saubere Mitgliederberei-
nigung „durchaus zu ande-
ren Mehrheitsverhältnissen
auf Parteitagen“ führen
könnte. Zega sieht einen
„Betrug an den ehrlichen
Mitgliedern der Partei und
an den Wählern“.
Immerhin hielt sich Zegas

Nachfolger nur ganze 77
Tage im Amt. Dann wurde
er aus den eigenen Reihen
zum Rücktritt genötigt.

STEFFEN WINTER

D E R  S P I E G E L  3 3 / 2 0 1 0 33

TI
M

M
 S

C
H

A
M

B
E

R
G

E
R

 /
 D

D
P

Parteichef Ernst*
Strippenzieher im Hintergrund

der bis Ende September der Bundestags-
verwaltung vorliegen muss, unvollstän-
dig – die gebeutelten Linken müssten sich
nach Porsche-, Berghof- und Spesende-
batte auf die empfindliche Streichung
staatlicher Zuschüsse einrichten.
Doch damit hören die Probleme der

 Berliner Genossen, die inzwischen schon
ihren angeschlagenen Bundesvorsitzen-
den von Pressekonferenzen fernhalten,
keinesfalls auf. Voß und andere bayeri-
sche Linksaktivisten haben einen Ver-
dacht: Hat das Ernst-Lager mit Hilfe von
Phantommitgliedern Parteitagsbeschlüsse
zu seinen Gunsten manipuliert? Bundes -
chef Ernst ist zwar nicht in den Landes-
vorstand der Bayern-Linken gewählt,
doch zieht er im Hintergrund mit Freude
die Strippen und hat Teilnahme- und Re-
derecht in den Sitzungen des Landesvor-
stands. Die Münchner weisen jeden Mani -
pulationsverdacht von sich, Ernst mag
keine Stellungnahme abgeben.
Das Leben eines Schatzmeisters bei den

bayerischen Linken darf man sich durchaus
speziell vorstellen. Im April auf einem Son-
derparteitag gewählt, hat Voß bis heute
keinen Zugriff auf die beiden Parteikonten,
auch die arbeitsrechtliche Personalverant-
wortung wurde ihm entzogen. Vorstand
und Geschäftsstelle werden von Ernst-Un-
terstützern beherrscht. Bereits nach vier
Monaten ist Voß so weit wie seine Vorgän-
gerin im Amt, die im  Januar überraschend
ihren Rücktritt erklärte. Sie hatte der Partei
verkündet, ihr „Frustrationspotential“ sei

* Beim außerordentlichen Landesparteitag in Schwein-
furt am 17. April.

Schatzmeister Voß 
Unterschrift verweigert
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